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Fehlen	einer	geeigneten	Beschwerdestelle	nach	AGG:  
Strukturelle	Probleme	beim	Umgang	mit	Diskriminierungs-	und	Belästigungsfällen	

 
Der Gesamtpersonalrat am Staatlichen Schulamt Wiesbaden macht auf ein gravierendes, strukturelles Problem im 
Umgang mit Diskriminierungs- und Belästigungsfällen aufmerksam: Im gesamten Zuständigkeitsbereich des 
Staatlichen Schulamts RTKWI fehlt eine unabhängige Beschwerdestelle. 
 
Per Erlass hat das Hessische Kultusministerium am 05.09.2007 entschieden, dass eine Meldung an die 
nächsthöhere Instanz – in diesem Fall die Schulamtsleitung – ausreicht, um die Vorgaben des Gesetzes zu erfüllen. 
 
Selbst bei dieser Entscheidung, dass es die Schulamtsleitungen sind, die als Beschwerdestelle gemäß AGG gelten, 
ist nach Vorschriften des AGG gegenüber den Beschäftigten bekannt zu machen, dass es eine solche Stelle gibt. Dies 
wird weitgehend ignoriert. Nach Kenntnis des GPRS gab es keine einzige solche Mitteilung an die Kolleg*innen im 
Schulamtsbezirk. 
 
Ein aktueller Fall im Schulamtsbezirk Wiesbaden zeigt jedoch, wie unzureichend diese Regelung ist. Mehrere 
Lehrer*innen einer Schule haben sich über ihre Schulleitung beschwert. Die Beschwerden reichen bis zu dem 
Vorwurf der sexuellen UA bergriffigkeit. Die Beschwerdeführer*innen hatten aufgrund der dienstrechtlichen 
Eingebundenheit der Schulamtsleitung Bedenken, ihr Anliegen vorzutragen. Das dienstrechtliche Band verpflichtet 
die Schulamtsleitung in gleicher Weise fürsorglich für die Beschuldigten und die Beschwerdeführenden zu sein. 
 
Es existiert kein neutraler Raum für Betroffene: Die Betroffenen empfinden es häufig als problematisch, sich direkt 
an die Schulamtsleitung zu wenden. Diese Vorgehensweise erzeugt einen hohen persönlichen Druck und hemmt 
Betroffene, ihre Beschwerden offen und vertrauensvoll vorzutragen. 
 
Im Gegensatz zu einer unabhängigen Beschwerdestelle, die bereits vor sowie während eines Beschwerdefalles 
weitergehende und andere Beratungs- und Betreuungsmöglichkeiten hat, muss die Amtsleitung sofort jeden 
Hinweis von Kolleg*innen unmittelbar dienstrechtlich behandeln. 
 
Um diesem Dilemma zu entfliehen hat sich eine natürliche Person aus dem Gesamtpersonalrat bereit erklärt, die 
Beschwerden gebündelt an die Schulamtsleitung weiterzugeben. Allen Beteiligten war klar, dass dieses Vorgehen 
ein erster Versuch war, ins Gespräch zu kommen und eine gemeinsame Einschätzung der Sach- und Rechtslage zu 
gewinnen. Gleichzeitig sollte dem Ansinnen des Gesetzes Rechnung getragen werden, welches sagt, dass in Fällen 
der (sexuellen) Belästigung oder bei extra als vertraulich gekennzeichneten Beschwerden der Name des/der 
Benachteiligten nur genannt werden sollte, wenn dies zur Sachverhaltsaufklärung unbedingt erforderlich ist, um 
den/die Benachteiligte/n vor weiteren Repressalien der Beschwerde zu schützen. 
 
Das Staatliche Schulamt hat die vom Gesamtpersonalrat für die Kolleg*innen vorgetragene Beschwerde nicht 
akzeptiert und der natürlichen Person gegenüber die Sache für erledigt erklärt, da sich die Kolleg*innen nicht 
namentlich bekannt hätten.  
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Ein weiterer Vorschlag des GPRS die Angelegenheit zunächst den Schulpsychologen zu übertragen und dann in das 
offizielle dienstrechtliche Verfahren einzusteigen, wurde nicht akzeptiert.  
 
Auch die Einbeziehung der Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten, die für einige Aspekte in Verbindung mit dem 
AGG und der Benachteiligung von Beschäftigten betraut ist, wurde seitens des Schulamtes nicht in Erwägung 
gezogen. 
 
„Die bisherige Regelung ist eine Scheinlösung, die die Bedürfnisse der Betroffenen nicht ernst nimmt und zugleich 
die Kolleg*innen in eine kaum lösbare Situation bringt“, erklärt die Vorsitzende des Gesamtpersonalrat Manon 
Tuckfeld. „Eine unabhängige Beschwerdestelle ist längst überfällig.“ 
 
„Die aktuellen Beschwerden zu sexueller Belästigung im Schulamtsbezirk für den Rheingau-Taunus-Kreis und die 
Landeshauptstadt Wiesbaden zeigen deutlich, dass die derzeitige Regelung versagt“, betont der Gesamtpersonalrat. 
„Es ist nicht akzeptabel, dass Betroffene von Diskriminierung oder Belästigung auf sich allein gestellt bleiben, weil 
die Strukturen keinen wirksamen Schutz bieten.“ 

Dr.	Manon	Tuckfeld	(KULTUS	WI)	

VORSITZENDE DES GESAMTPERSONALRATS SCHULE 


